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Als Vertretung der führenden IT-Anbieter im Gesundheitswesen bedankt 
sich der Bundesverband Gesundheits-IT – bvitg e. V. für die Gelegenheit 
zur Kommentierung des Entwurfes eines Gesetzes zur Stärkung der 
Pflegekompetenz und nimmt wie folgt Stellung: 

 

 

Allgemein 
 

Digitale Pflegeanwendungen (DiPAs) bieten ein enormes Potenzial zur 

Verbesserung der Selbstständigkeit und der Lebensqualität 

pflegebedürftiger Menschen. Durch den Einsatz von DiPAs könnten 

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen im Alltag unterstützt und entlastet 

werden. Zudem würden DiPAs dazu beitragen, die Effizienz und Qualität 

der Pflege zu steigern, indem sie personalisierte und datenbasierte 

Lösungen anbieten würden. Langfristig könnten DiPAs helfen, die 

Pflegeinfrastruktur zu entlasten. 

 

Der bvitg begrüßt zunächst die Absicht des vorliegenden 

Gesetzesentwurfes, Digitale Pflegeanwendungen durch 

Regelvereinfachungen zu stärken. Positiv zu betonen ist beispielsweise, 

dass das Budget für den Leistungsanspruch beim Einsatz Digitaler 

Pflegeanwendungen aufgestockt wurde. Leider werden aber damit die 

Herstellungskosten und die laufenden Kosten immer noch nicht 

ausreichend finanziert. Zudem passt das Evaluationsprinzip nur bedingt in 

den Kontext Digitaler Pflegeanwendungen und droht die angedachte 

Stärkung der DiPAs negativ zu überschatten. Im Bereich der 

Nutzenüberprüfung durch die Pflegekasse gilt es, die Regelungen an den 

realen Anforderungen anzupassen.  

 

Zu den Paragrafen 
 

§ 40a SGB XI 
 

Die Umformulierung des Absatzes 1a Satz 1 ist zu begrüßen und entspricht 

einer langjährigen Forderung der Hersteller, da durch die Streichung des 

Verweises auf §14 Absatz 2 die Anwendungsfälle der DiPAs allgemeiner 

gehalten werden und somit auch administrative Anwendungen 

finanzierungswürdig sind. 

 
Die geplante Neufassung von § 40a Absatz 2 SGB XI beinhaltet bezüglich 

einer Befragung zur Nutzung der digitalen Pflegeanwendung im Rahmen 

der Prüfung der Pflegekasse leider noch keine Änderung, gegenwärtig darf 

nur die pflegebedürftige Person befragt werden. Der Nutzen einer 

digitalen Pflegeanwendung kann jedoch auch bei An- und Zugehörigen 

entstehen, jedoch wird bei der Prüfung der Pflegekasse kein Recht 

eingeräumt, diese zu befragen. Um dies zu berücksichtigen und um im 

Unterschied zu einer sehr aufwendigen Evaluation im Vorfeld des 
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Antragsprozesses den Fokus auf einen individuellen Nutzen in der 

konkreten Versorgungssituation zu legen, welcher durch die Pflegekasse 

einmalig geprüft wird, schlagen wir folgende Anpassung von Satz 6 vor: 

 
 

Gegenwärtig: Vorschlag: 
 
Die Pflegekasse darf dazu die 
pflegebedürftige Person befragen. 

Die Pflegekasse darf dazu die Person 
befragen, welche die Digitale 
Pflegeanwendung in der konkreten 
Versorgungssituation einsetzt. 

 
 

Paragraf 78a SGB XI 
 

Der Sektor Pflege ist kapazitativ und fachlich nicht ausreichend aufgestellt, 

um in einer Kooperation von Trägern, Wissenschaft und Herstellern 

Evaluationen zu erstellen. Wenn Nachweise nach Absatz 4 Satz 3 wieder 

eine Evaluation erfordern, wäre dies weiterhin ein großes Hindernis in der 

flächendecken DiPA-Implementierung.  

 

Anhand des Absatzes 6 lassen sich der weiterhin sehr hohe bürokratische 

Aufwand, die langwierige Marktreifendauer und die hohen 

Investitionsrisiken für Hersteller gut erkennen. DiPAs wurden als 

Medizinprodukte erdacht und sollen nun für Alltagsverbesserungen 

eingesetzt werden. Hier stellt sich die Frage, warum individuelle 

Evaluationen nicht optional sein sollten. Zielführend wäre hingegen eine 

zentrale Evaluation, zum Beispiel durch ein Modellprojekt entsprechend 

den 125er Paragrafen, in dem Anwendungsklassen erprobt werden. Die 

Eintragung der den Anwendungsklassen entsprechenden DiPAs sollte dann 

gegeben sein. Entsprechende Cluster hierzu sind beispielsweise bereits 

bspw. von der Allianz für Digitale Pflegeanwendungen (SVDiPA) dargestellt 

worden. 

 

Zum Zweck der Reduzierung bürokratischen Aufwands wäre es außerdem 

im Kontext des Absatzes 6a eine bedeutende Entlastung, wenn seitens des 

Bundesministeriums für Gesundheit klargestellt werden würde, welche 

Anwendungsfälle z.B. im Bereich der Administration der Pflege keine 

Evaluation benötigen werden. Dies würde auch eine deutlich schnellere 

Marktreife von DiPAs ermöglichen und herstellerseitig Investitionsrisiken 

abbauen.  

 

Neben der pflegefachlichen Kompetenz ist es zudem zu empfehlen, dass 

auch die digitale Kompetenz für Pflegefachpersonen als fester Bestandteil 

in Ausbildung und Studium integriert werden. In erster Linie werden 

Pflegefachpersonen die digitale Transformation der Pflegeversorgung und 

damit ihre Arbeitswelt gestalten. Aus diesem Grund müssen 

Grundkompetenzen zum Umgang mit IT-Infrastruktur, mit 

pflegespezifischen Anwendungen und zur erfolgreichen Gestaltung von 

Changemanagement-Prozessen stärker als bisher in die pflegerischen 

Ausbildungs- und Studien Curricula vermittelt werden.  
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Es ist zudem anzuraten, dass auch die in der Pflegeausbildung zuständigen 

Lehrkräfte entsprechende Weiterbildungen nachweisen. Dabei gilt es, die 

Digitalisierung als Querschnittskompetenz in alle Ausbildungsbereiche 

einzubauen.  

 

Der bvitg empfiehlt daher folgende Änderungen des Pflegeberufegesetzes 

– PflBG in den Referentenentwurf zum Entwurf eines Gesetzes zur 

Stärkung der Pflegekompetenz (Pflegekompetenzgesetz – PKG) 

aufzunehmen.  

 

§ 5 PflBG wird wie folgt geändert: 

Im § 5 Absatz 3 wird Nummer 4 neu eingefügt: 

„4. die Möglichkeiten digitaler Anwendungen in der Pflege zu beurteilen 

und diese kompetent anzuwenden sowie zu schulen und anzuleiten.“ 

 

§ 53 PflBG wird wie folgt geändert; 

In Abs.3 Satz 1 wird nach dem Wort „Experten“ „, sowie Expertinnen und 

Experten der digitalen Pädagogik.“ ergänzt. 


